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„Der Bescheid ... der KfW-Bank war eine Stern-
stunde, weil wir für die weitere Privatisierung 
unsere Diamanten – Bestände aus den 1960er 
Jahren – hätten verkaufen müssen. Unser 
Bestreben, ... die Genossenschaft dauerhaft 
lebensfähig zu gestalten, wäre damit deutlich 
gefährdet gewesen.“ Frank Sydow, Technischer Vorstand
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+++ Die politische Wende in der ehemaligen DDR stellt die Arbeiterwoh-
nungsbaugenossenschaft „Frohe Zukunft“ vor Aufgaben, die über ihre wei-
tere Existenz entscheiden werden. +++ Am 24. November 1990 beschließt 
die Delegiertenversammlung in gelebter Demokratie eine neue Satzung und 
benennt sich in Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“ eG um. +++ Ein 
erster Aufsichtsrat und eine Vertreterversammlung werden gewählt. +++ In 
der Verwaltung der Geschäfte setzt man ganz auf die elektronische Daten-
verarbeitung. +++ Altschuldenhilfegesetz, Privatisierung, Instandhaltung und 
-setzung, Sanierung und Modernisierung avancieren zu den Worten des Jahr-
zehnts. Sie werden die Genossenschaft nachhaltig verändern. +++ Am Ende 
wird eine neue große Herausforderung bleiben, die die Arbeit im neuen Jahr-
tausend maßgeblich bestimmen wird: Der strukturelle Leerstand. +++

Mit der Wende: Auf dem Weg 
in eine neue frohe Zukunft
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Die Wiedergeburt einer  
Genossenschaft
„Seit der mit der friedlichen demokratischen Revolution in der DDR verbunde-
nen Öffnung der Grenzen befinden wir uns in einem Prozess der Umwälzung 
aller Bereiche des gesellschaftlichen Lebens“, wandten sich Anfang des Jah-
res 1990 in einem Rundschreiben die beiden Stellvertretenden Vorsitzenden 
Siegfried Stavenhagen und Waldemar Müller an die Mitglieder der Genos-
senschaft. „Unter den Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft, denen sich 
auch die Unternehmen der Wohnungswirtschaft stellen müssen, heißt es nun 
nach den Jahren der sozialistischen Misswirtschaft den Staatsvertrag zwischen 
der DDR und der BRD mit Leben zu erfüllen und somit die Voraussetzungen 
zu einer recht schnellen Einheit zu schaffen.“ Mit dem Rundschreiben wollte 
man „über die wichtigsten Probleme informieren“, weil es „nur bei einem 
hohen Maß an Verständnis unserer Mitglieder gelingen wird, unsere Genos-
senschaft in eine wirklich frohe Zukunft zu führen.“ 1

Die weit über 8.000 Genossenschafter bewegten zweifelsohne viele und auch 
bange Fragen. Die wichtigste jedoch war jene nach dem Fortbestand der bis-
herigen Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft „Frohen Zukunft“. „Auf der 
Grundlage des § 20 des Gesetzblattes Teil I Nr. 34 vom 21. Juni 1990 über die  
Inkraftsetzung von Rechtsvorschriften der BRD in der DDR wurde vom Minis-
terrat beschlossen, die bestehenden AWG’n in Genossenschaften umzuwan-
deln“, hatte Ernst Marin, der 1. Vorsitzende, in einem persönlichen Brief die 
Mitglieder bereits vorab informiert.2 

1	 Rundschreiben Nr. 1/90, Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG
2 	 Ernst Marin, Brief vom 23. Oktober 1990, Archiv FZWG	
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Mit dem Inkrafttreten des Staatsver-
trages zwischen der BRD und der DDR  
über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion und dem  
damit auf ostdeutschem Boden wie-
der in Kraft getretenen Genossen-
schaftsgesetz ab 1. Juli 1990 war deren 
Existenz endgültig gesichert. 
Eine Neugründung war danach nicht erforderlich, lediglich ein neues Statut 
zu beschließen.

Mit Vehemenz und Nachdruck wurde in der Leib- 
nizstraße 1a an einem solchen neuen und trag-
fähigen Reglements gefeilt: „Da wir im Interesse  
unserer Mitglieder auch weiterhin die Eigentums- 
form der Genossenschaft beibehalten wollen,  
wird zur Zeit auf der Grundlage eines Rahmen- 
statuts des Wohnungswirtschaftsverbandes Köln 
ein neues Statut erarbeitet.“4 Grundanliegen  
dieses neuen Statuts, sprich: der neuen Satzung,  
war die Sicherung des gemeinnützigen Charak-
ters der Genossenschaft mit dem Ziel, „Woh-
nungsbestand zu erhalten, ... Wohnnqualität im  
Rahmen der Instandsetzung und Modernisierung 
schrittweise zu verbessern und ... Nutzungsge-
bühren relativ attraktiv zu gestalten.“5 Die öf-

fentliche Bekanntmachung des Satzungsentwurfes erfolgte mit dem Rund-
schreiben 1/90 vom 21. August 1990 und war mit der Aufforderung der 
Stellungnahmen zum 15. November 1990 beendet. 

Dass sich mit einer neuen Satzung auch Organe der Genossenschaft ändern 
würden, kündigte sich ebenfalls an: „So ist ... ein ehrenamtlich tätiger Auf- 
sichtsrat zu wählen, der wiederum den hauptamtlich arbeitenden Vorstand 
bestellen wird.“6 Zur Mitarbeit wurde aufgerufen. Und schließlich: „Nach An-
nahme der neuen Satzung wird sich unsere Genossenschaft neu in das Genos-
senschaftsregister eintragen lassen.“7 Das Musterstatut vom 14. März 1957 so-
wie das Musterstatut vom 23. Februar 1973 verloren zum 1. Januar 1991 ihre 
Gültigkeit. „Bis dahin“, so informierte Ernst Marin, „muss die Genossenschaft 
ein Statut (Satzung) vorlegen auf der Basis des Genossenschaftsrechtes.“8 

4	 Rundschreiben Nr. 1/90, Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG
5	 ebenda
6	 ebenda
7	 ebenda
8	 Ernst Marin, Brief vom 23. Oktober 1990, Archiv FZWG

Das Problem der „doppelten Mitgliedschaft“
In einem zweiten Rundschreiben des Jahres 1990 infor-
mierte der 1. Vorsitzende Ernst Marin: „Sehr geehrte 
Genossenschafter, nach dem seit 1. Juli 1990 wieder 
gültigen Genossenschaftsgesetz ist eine gemeinsame 
Mitgliedschaft der Ehegatten in der Genossenschaft nicht 
möglich. Deshalb ist es unumgänglich, die gemeinsame 
Mitgliedschaft der Ehegatten aufzulösen, um die dem 
Registergericht vorzulegende Liste der Genossen entspre-
chend erstellen zu können. ... Die alleinige Fortführung 
der Mitgliedschaft hat jedoch keine Auswirkungen auf 
das abgeschlossene Nutzungsverhältnis.“ 3

3 	 Rundschreiben Nr. 2/90, Wohnungsgenossenschaft  
	 „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG	

Gelebte Demokratie
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Gelebte Demokratie: 
Der 24. November 1990

Der 24. November 1990 avancierte zum Meilenstein in der Geschichte der 
Genossenschaft. Die im 37. Jahr ihres Bestehens einberufene Delegierten-
versammlung beschloss in neu errungener, gelebter Demokratie eine neue 
Satzung auf der Grundlage einer Mustersatzung mit 24 Ergänzungen9 , zu-
dem die offizielle Registrierung unter dem Namen Wohnungsgenossenschaft 
„Frohe Zukunft“ eG im Genossenschaftsregister beim Registergericht Halle 
beantragt und kurz darauf als rechtskräftiger Eintrag vorgenommen wurde. 
Darüber hinaus wählte man (als Adäquat zur vorherigen Revisionskommis-
sion) einen Aufsichtsrat als Überwachungs- und Kontrollorgan. „Damit war 
sowohl die Aufgabe der letzten in der alten Form berufenen Delegierten-
versammlung erfüllt als auch der erste Schritt zur Wahl der Organe der WG 
‚Frohe Zukunft – Halle‘ e.G. getan. Zur Wahl des Aufsichtsrates stellten sich 
18 Genossen. In geheimer Wahl wurden entsprechend der Wahlordnung 
neun Aufsichtsratsmitglieder gewählt“10. Als ihr erster Vorsitzender wurden 
Dr. Rudolph Becker, Dipl.-Landwirt und als stellvertretender Vorsitzender Lo-
thar Kretzschmar, Dipl.-Jurist, bestätigt. Weitere Mitglieder des Aufsichtsrates 
waren: Sieglinde Wießner, Dipl.-Finanzökonom, als Schriftführerin, Dr. Erich 
Neuert, Hochschuldozent, Dieter Pomplun, Bauingenieur, Ilona Habermann, 
Finanzökonom, Joachim Schmidt, Ingenieur, Waldemar Müller, Werkzeugma-
cher, und Reinhard Höhne, Abteilungsleiter EDV.11,12 

Nach einer öffentlichen Ausschreibung im Januar 1991 und 
28 eingereichten Bewerbungen wurden zwei Männer an die 
Spitze des Unternehmens bestellt: als Kaufmännischer Vor-
stand Siegfried Stavenhagen und als Technischer Vorstand 
Dieter Birke.13 

Darüber hinaus fand im Frühjahr die erste Vertreterwahl 
statt. „Gemäß des Rechtsstatuts unserer Wohnungsgenos-
senschaft wird auf der Grundlage des GenG und der Sat-
zung eine Vertreterversammlung gewählt. Sie besteht aus 
80 Vertretern und Ersatzmännern.“14 In Briefwahl hatte 
man die Mitglieder der Genossenschaft nach einer Liste der 
Wahlbezirke zur Wahl ihrer Kandidaten aufgerufen. 

Mit dieser Wahl war die Umwandlung der einstigen AWG 
in eine Genossenschaft nach Genossenschaftsgesetz abge-
schlossen. Sie war auf dem Weg eines radikalen Neube-
ginns, eines rechtlich und wirtschaftlich selbständigen Wirtschaftsunterneh-
mens, das sich unter den Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft in einem 
wiedervereinigten Deutschland zu behaupten hatte.

	 9	 Informationsblatt 1/91 der Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft – Halle“ e.G.,
10	 ebenda
11	 DM-Eröffnungsbilanz und Anhang zum 1. Juli 1990/Bestätigungsvermerk des  
	 Verbandes der Wohnungswirtschat in Niedersachsen und Bremen e.V., Archiv FZWG
12	 Informationsblatt 1/91 der Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft – Halle“ e.G., 
13	 ebenda
14	 ebenda
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Pionierarbeit für den Weiterbestand 
der Genossenschaft: EDV
„Es galt, sich auf die neue Situation ein- und prinzipielle Dinge umzustellen“, 
erinnert sich Geschäftsführer Dieter Birke. „Das waren sowohl Fragen der 
Neuorganisation, der Optimierung der Verwaltung als auch solche zur Ent-
scheidung über die zukünftige Datenverarbeitung.“15 „Schon zu Beginn des 
Jahres 1990 hatten wir über die weitere Entwicklung der Elektronischen Da-
tenverarbeitung hier im Hause nachgedacht“, erzählt Siegfried Stavenhagen. 
„Es gab zu dieser Zeit zwei große Anbieter: Die Deutsche Bau- und Boden-
bank depfa mit einer Rechenzentrumslösung sowie die WohnData GmbH aus 
Hamburg mit einer Inhouselösung. Wir folgten im Frühjahr einer Einladung 
zu einer Informationsveranstaltung der WohnData nach Hamburg. Es war 
eine denkwürdige Reise, in deren Ergebnis wir uns für eine AS/400 von IBM 
und die überzeugende Branchensoftware der Hamburger entschieden. Einzi-
ger Stolperstein: Es galten noch Einfuhrbeschränkungen in die DDR, das Gerät 
kam aus Amerika.“ Über einen ERP-Kredit wurde die Investition finanziert. 

Nachdem der Computer schließlich Halle erreicht hatte, schulten Berater der 
WohnData die Mitarbeiter im Haus. Es war die Zeit vor der Währungsunion 
am 1. Juli 1990. „Der Anlagebestand der Genossenschaft musste für eine DM-
Eröffnungsbilanz ermittelt werden, Schemata und Hilfen dafür gab es vom 
Verband der Wohnungswirtschaft in Niedersachsen und Bremen e.V. Für diese 

Bilanz musste das gesamte Vermögen der Genossenschaft, 
vor allem die Gebäude, neu bewertet werden. Zahlenaus-
gangsmaterial war enorm wichtig. Auf etwa zehn Tischen 
hier im Saal der Geschäftsstelle waren Datensichtgeräte 
aufgebaut worden, Kabelbäume schlängelten sich durch 
den Gang bis zum Herzstück, dem IBM-Rechner, in einem 
separaten Raum. Mitarbeiter gaben in Schichten und am 
Wochenende alle Stammdaten ein, es war eine großar-
tige Aktion“, wertet noch heute Siegfried Stavenhagen 
das Engagement. 

Martina Schmidt hatte am 1. Februar 1990 ihre Arbeit in der Genossenschaft 
aufgenommen, sie war im Mitgliederbereich tätig und organisierte insbeson-
dere Wohnungstausche, -abnahmen, -übergaben. „Es herrschte ja nach wie 
vor ein riesiger Wohnungsnotstand“, erinnert sie sich an jene Zeit. Aber sie 
weiß auch noch, wie das neue EDV-Zeitalter in der Geschäftsstelle begann. 
„Wenn Not am Mann war, wenn wir gebraucht wurden, ließen wir alles ste-
hen und liegen und halfen. So wie zur Zeit der Datenerfassung: Mieterkarten, 
Mietenkarten, Anteilskonten, alles, was noch auf Papier und Karten verwaltet 
und geführt wurde, musste in das System eingegeben werden. Wir haben 
Tage, Wochen, einschließlich der Wochenenden gesessen, sortiert und erfasst. 
Da hat das ganze Haus mitgemacht, da war jeder gefragt.“16 Legendär wurde 
die Hilfe des Beraters von der Hamburger WohnData, Andreas Trost, „der 
jedem Mitarbeiter unermüdlich die Funktionsweise erklärte und aufmuntern-
de Worte fand.“17 Die Vorteile der eingeführten komplexen EDV-Anlage als 
Inhouse-Lösung lagen auf der Hand: Endlich gab es die Möglichkeit, die Wirt-
schaftlichkeit der Genossenschaft darzustellen. 

15	 Zeitzeugenbericht Birke, Archiv FZWG	
16	 Zeitzeugenbericht Müller, Archiv FZWG
17	 ebenda
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Martina Schmidt:

„Aber da fängt man doch bei  
der Genossenschaft an!“
Sie begann im Februar 1990 ihre Arbeit in der Genossen-
schaft in einer Phase des gesellschaftlichen Umbruchs. 
Aber die gelernte Handelskauffrau hatte Erfahrungen in 
Sachen Bau und Wohnungen: Sie kam mit Erfahrungen 
aus der Baustoffversorgung und dann aus dem Woh-
nungsbaukombinat, wo sie zuvor im Wohnungswesen 
tätig war. „Mit der Wende wollte ich mich verändern, 
eigentlich bei der Stadt anfangen. Als ich dort gerade 
vorsprach, kam zufällig gerade Herr Birke in das Zimmer 
des Stadtbezirksrats. Er sah mich und fragte: ‚Schmitti, 
was machst denn Du hier?’ Ja, wer mit Wohnungen zu tun 
hatte, kannte sich. Und ich sagte: ‚Ich suche Arbeit.’ Da-
rauf er: ‚Aber da fängt man doch bei der Genossenschaft 
an!’, und lachte.“ So kam sie zur „Frohen Zukunft“, be-
gann im Mitgliederbereich und organisierte Wohnungs-
tausche. „Es herrschte ja nach wie vor ein riesiger Woh-
nungsnotstand.“
Sie erinnert sich noch gut, wie das neue EDV-Zeitalter 
in der Geschäftsstelle mit der Datenerfassung begann: 
„Mieterkarten, Mietenkarten, Anteilskonten, alles, was 
noch auf Papier und Karten verwaltet und geführt wur-
de, musste in das System eingegeben werden. Wir haben 
Tage, Wochen, einschließlich der Wochenenden geses-
sen, sortiert und erfasst. Da hat das ganze Haus mitge-
macht, da war jeder gefragt.“ Im selben Atemzug wie die 
Verwaltung für die neue Zeit „fit gemacht wurde“, qua-

lifizierten sich auch die Mitarbeiter. „1991 habe ich mit 
der Qualifikation zum Kaufmann für Grundstücks- und 
Wohnungswirtschaft im Fernunterricht begonnen und 
1992 bei der IHK abgeschlossen. Das haben wir hier alle 
gemacht. Denn wenn wir schon nach bundesdeutschem 
Recht arbeiteten, dann wollten wir auch den entspre-
chenden Abschluss haben.“
1993 wurden dann die neuen Abteilungen, sprich Refera-
te gebildet. Martina Schmidt arbeitete in der Hausbewirt-
schaftung: „Ich hatte gleich zu Beginn die Südstadt. Wir 
waren acht Bewirtschafter und je ein Techniker, jeder 
zuständig für rund 1.000 Wohnungen. Wir waren ganz 
nah dran an unseren Mitgliedern.“

Die 1990er Jahre waren problematische Jahre. „Überall 
gab es unübersehbare Mängel“, sagt Martina Schmidt in 
der Rückschau. „Und es war schwer zu entscheiden, wo 
wir anfangen sollten. Neu gebaute Häuser waren nicht 
selten mängelbehafteter als die alten, weil die Platten-
qualität so schlecht war. Es war eine angespannte Zeit.“  
Nicht weniger anstrengend und aufreibend war die Zeit, 
in der nach den neuen gesetzlichen Bestimmungen die 
Mieten erhöht und nunmehr die Betriebskosten nach tat-
sächlichem Verbrauch in Rechnung gestellt wurden. „Da 
gab es Widersprüche über Widersprüche.“
Aber, sagt sie, „wir haben jede Herausforderung mit Elan  
angenommen und gemeistert. Denn es ging um den Fort-
bestand der Genossenschaft.“ Feiert die im November 
2014 ihren Erfolg mit einem guten 60. Geburtstag, ist 
Martina Schmidt schon seit Dezember 2013 im wohlver-
dienten Vorruhestand.
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„Ernst Marin hatte schon früher stets gefragt: Wo sind die Kosten für ein 
einzelnes Haus erfasst, wie hoch ist der Verbrauch an Wasser, Wärme ...?“, 
erzählt Siegfried Stavenhagen. 
„Mit der Software konnten wir derartige Aussagen problemlos treffen. Das 
war eine solide Voraussetzung für die vielen Aufgaben, die noch vor uns la-
gen, und gab zugleich etwas anderes vor: die Umstrukturierung der Verwal-
tung. Ja, tatsächlich, die erste Verwaltungsreform im Haus orientierte sich an 
den Prozessen der Branchensoftware. Es war, wie sich herausstellen sollte, 
nicht die schlechteste Entscheidung.“18 

Eine interne Verwaltungsreform
Es wurden Referate gebildet. „Hand in Hand mit der Einführung der neuen 
EDV-Lösung wurde der Prozess der betriebsorganisatorischen Umstrukturie-
rung vollzogen, da beide nur in enger Abstimmung miteinander durchgeführt 
werden konnten. In Anlehnung an die durch das EDV-System neu geschaffe-
nen Aufgaben- und Arbeitsmöglichkeiten wurde die Betriebs- und Aufgaben-
organisation überarbeitet und angepasst und zugleich das überalterte System 
der Aufteilung in aufgabenbezogene Abteilungen (Reparaturabteilung, Miet-
abteilung, Betriebskostenabteilung usw.) durch eine sachgebietsorientierte 
Referatsbildung abgelöst.“19 Für den Bereich Mitgliederbetreuung erfolgte 
ab 1993 der Einsatz von Wohnungsbewirtschaftern, die bis zu rund 700 Woh-
nungen in Eigenregie und in allen Belangen betreuten. Das Ergebnis: Jetzt 
hatte jeder Nutzer für seine Anfragen und Probleme nur noch einen, und 
nicht mehr mehrere Ansprechpartner. Ein guter Schritt, um die Arbeit nun-
mehr permanent auf die Bedürfnisse der Genossenschafter, ihren Kunden, 
auszurichten. Neue Mitarbeiter wurden dazu eingestellt, ihre Zahl stieg von 
39 auf 62 in den Jahren 1993 bis 1996.20 

Dazwischen traten am 1. Oktober 1991 die erste Grundmietenverordnung und 
die Betriebskostenumlageverordnung in Kraft. Sie boten einen ersten Aus-
gangspunkt für die Ermittlung kostendeckender Nutzungsgebühren, die noch 
bis Ende 1990 staatlich bezuschusst worden waren. Im Januar 1993 trat dann die 
zweite Grundmietenverordnung in Kraft. Es war „überlebensnotwendig, ne-
ben der Aufnahme von Fremdkapital zur Sanierung des Bestandes die Ertrags-
situation durch eine schrittweise Anhebung der Nutzungsgebühren auf der 
Grundlage der gesetzlichen Verordnungen zu verbessern.“ 21 Das Mietenüber-
leitungsgesetz vom 1. August 1995 regelte dann letztmalig zentral die Anhe-
bung der Grundmiete um 15 Prozent. Danach galt das Vergleichsmietensystem. 
Zwei wichtige gesetzliche Regelungen wurden im Juni 1993 wirksam: das 
Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetz sowie das Altschuldenhilfe-
gesetz. Im ersteren wurde im §1 (1) festgelegt: „Die Wohnungsgenossen-
schaften sind Eigentümer des von ihnen für Wohnzwecke genutzten, ehe-
mals volkseigenen Grund und Bodens.“22 Das andere betraf die Altschulden, 
entstanden durch die „zu Vorwendezeiten für die Finanzierung des Woh-
nungsbaus aufgenommenen Wohnungsbaukredite“.23 Mit den bestehenden 
Nutzungsgebühren waren Zins und Tilgung nicht zu finanzieren. Ein Schul-
denberg wuchs. 

18	 Zeitzeugenbericht Stavenhagen, Archiv FZWG
19	 made in – Wohnungsgenossenschaft in Sachsen-Anhalt. Gehrig-Verlag, Merseburg,
	 1996, S. 91 ff. 	
20	 Archiv FZWG
21	 FZ-Kurier, Ausgabe 03/2004: 50 Jahre WG „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG	
22	 www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/wgvg/gesamt.pdf
23	 siehe Fußnote 21
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Ralph Nagelschmidt:

EDV: Immer am Puls der Zeit

Ralph Nagelschmidts Geschichte in der Genossenschaft 
begann im April 1994, als sich der Computer affine und 
frisch diplomierte Volkswirtschaftler für eine Stelle im 
Bereich EDV und Controlling im Unternehmen bewarb 
– und genommen wurde. Gleich in seine Anfangszeit fiel 
die Präsentation des Mieterkiosk: „Mit diesem Angebot 
der Genossenschaft sollte der Mieter jederzeit aktuelle 
Informationen zu seinem Mieterkonto einsehen kön-
nen.“ Dass es bei einem Prototypen in dem Empfangs-
bereich der Geschäftsstelle blieb und nicht, wie geplant, 
weitere in den Einkaufszentren der Stadt installiert wur-
den, ist der rasanten Entwicklung geschuldet: „Das Inter-
net bot schon bald größere Möglichkeiten: ab 2000 mit 
dem Mieterportal auf unserer Homepage. Seither kann 
sich dort jedes Mitglied mit seiner Kennung einloggen 
und informieren.“

Die Mitte der 1990er Jahre war eine Zeit, in der man dabei 
war, „in der Verwaltung der Genossenschaft eine gene-
relle EDV-Struktur aufzubauen“, erinnert er sich. „Zwar 
hatten schon alle Mitarbeiter Terminals. Die wurden 
1995/96 jedoch durch Rechner ersetzt und ein Netzwerk 
eingerichtet. Schon seit 1990 hatte man mit der Bran-
chensoftware von WohnData, einem Anbieter aus Ham-
burg, gearbeitet. Die entwickelte sich – wie die Genossen-
schaft selbst – weiter.“ 

Ralph Nagelschmidt erwarb sich neues Wissen, wurde in 
Hamburg geschult und so der erste Ansprechpartner im 
Unternehmen in Sachen Computer und EDV. 
„1996 begannen wir mit einem großen Projekt: der Ar-
chivierung von Dokumenten und sämtlichen Schriftver-
kehrs. Wir folgten damit der Idee vom ‚papierlosen Büro’. 
Die erfüllte sich zwar nicht in vollem Umfang, aber von 
den Effekten leben wir heute: Wenig Akten in Papier-
form, dafür die Möglichkeit des Zugriffs auf Informatio-
nen durch jeden Mitarbeiter.“ Daneben wurde ein Work-
flow-Management-System eingeführt, mit dessen Hilfe 
Arbeitsabläufe definiert, verwaltet und ausgeführt wer-
den können. Nunmehr wurde der Mitarbeiter in leicht 
nachvollziehbaren Schritten durch die Anwendung ge-
führt. Es ermöglichte ein schnelleres und sicheres Arbei-
ten. „Und wir verfügten damit über ein allumfassendes 
Informationssystem zu unserer Genossenschaft, das sich 
nicht zuletzt bei der Einführung des Servicetelefons be-
währte: Jeder Mitarbeiter war in die Lage versetzt, Aus-
künfte durch Einsicht in die elektronische Akte sofort 
erteilen zu können.“

Immer innovativ und zukunftsgewandt sei die Genossen-
schaft in Sachen EDV, sagt Ralph Nagelschmidt auf die 
Frage, wie er seine 20 Jahre Unternehmenszugehörigkeit 
erlebte. Immer am Puls der Zeit und offen für Neues: 
„Seit 2012 haben wir eine neue Branchensoftware, die 
aktuelle Änderungen, gesetzliche Anforderungen und 
Neuerungen berücksichtigt. An deren Vervollkommnung 
arbeiten wir.“
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Mit dem Altschuldenhilfegesetz kam es zu einem Kompromiss: Der Bund 
gewährte kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen 
sowie Privaten zur angemessenen Bewirtschaftung des Wohnungsbestandes 
und insbesondere zur Verbesserung der Kredit- und Investitionsfähigkeit auf 
Antrag eine Altschuldenhilfe.24 Im Gegenzug stand die Verpflichtung, die Alt-
schulden anzuerkennen und 15 % des Wohnungsbestandes in den folgenden 
zehn Jahren zu privatisieren. Rund 92 Mio. € Altschulden standen bei der 
Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“ zu buche. 

Um eine Teilentlastung „in Höhe von rd. 61 Mio. €  
zu erreichen, fasste die Vertreterversammlung 
unserer Genossenschaft 1993 den Beschluss zur In- 
anspruchnahme des Altschuldenhilfegesetzes“.25 
Es waren Vorstand und Aufsichtsrat, die der Ver-
treterversammlung im Herbst diesen Vorschlag 
unterbreitet hatten. Mit der Bestätigung wurde 
der Antrag zur Inanspruchnahme der Teilent-
schuldung am 28. Dezember 1993 gestellt. Sieg-
fried Stavenhagen: „Wir hatten keine Chance. 
Ohne die Teilentlastung hätten wir finanziell 
nicht überlebt.“26 

Einig waren sich alle jedoch in fünf Punkten:

1.	 Eine Befragung aller Genossenschaftsmitglieder muss Ausgangspunkt für  
	 die Privatisierung sein.
2.	 Ein Verkauf findet vorerst nur an Genossenschaftsmitglieder statt.
3.	 Die Privatisierung der vorgeschriebenen 15 % des Wohnungsbestandes  
	 soll so schnell wie möglich erreicht werden, dabei aber alles getan  
	 werden, um die Privatisierung in jedem Fall sozial verträglich und gemäß  
	 der Satzung und des Genossenschaftsgesetzes durchzuführen.
4.	 Die Organisation ist einem neu gegründeten Referat Privatisierung und  
	 Wohneigentum zu übertragen.
5.	 Die Privatisierung muss dort erfolgen, wo wegen der erforderlichen  
	 Garantie für Bankkredite Grund und Boden bereits Eigentum der  
	 Genossenschaft sind und Grundbucheintragungen erfolgen können.27 

Die Aufgabe für die nächsten zehn Jahre bis 2003 war klar umrissen: 1.232 
Wohnungen der rund 8.000 Wohnungen der früheren AWG „Frohe Zukunft“ 
und heutigen Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“ e.G. mit einer Ge-
samtwohnfläche von rund 69.000 Quadratmetern mussten nach Wohneigen-
tumsgesetz innerhalb von zehn Jahren bis 2003 verkauft sein. Eine unglaub-
liche Herausforderung für alle: Für den Vorstand, die Mitarbeiter und die 
Genossenschafter selbst, die sich in einer neuen Zeit mit neuen Rahmenbe-
dingungen auseinanderzusetzen hatten. 

24	 www.gesetze-im-internet.de/altschg/BJNR098610993.html
25	 FZ-Kurier, Ausgabe 03/2004: 50 Jahre WG „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG
26	 Zeitzeugenbericht Stavenhagen, Archiv FZWG
27	 Mitgliederinformation 1/94, Archiv FZWG

Umfrage zur Privatisierung
Ende 1993 fand die Umfrage zur Privatisierung 
unter den Genossenschaftsmitgliedern statt. 
Das Ergebnis: 70 % aller Mitglieder hielten eine  
Genossenschaftswohnung für die beste Lösung ihres 
Wohnungsbedarfs. 9 % bekundeten Kaufinteresse. 
Mit Erwerb einer Eigentumswohnung wollte der 
Großteil jedoch Mitglied der Genossenschaft 
bleiben (ruhende Mitgliedschaft). Der Bedarf an Ei-
gentumswohnungen bestand grundsätzlich in allen 
Wohngebieten gleich hoch. 56 % wollten dabei ihre 
eigene Wohnung erwerben. 28

28	 Mitgliederinformation 1/94, Archiv FZWG

Das Jahr des Altschuldenhilfegesetzes
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Das Interesse an Information war riesengroß: Mit Beginn des Jahres 1994 gab die Wohnungsgenos-
senschaft „Frohe Zukunft“ e.G. in guter Tradition der „Rundschreiben“ gedruckte „Mitglieder-Infor-
mationen“ heraus. Die erste Ausgabe 1/94 führte in die Problematik des Altschuldenhilfegesetzes 
und den Folgen für Genossenschaft und Mitglieder ein, erklärte das Vokabular von Wohnungsei-
gentum, Abgeschlossenheitsbescheinigung, Teilungserklärung und gab Tipps zur Förderung von 
Wohneigentum.29 

29	 Mitgliederinformation 1/94, Archiv FZWG
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Privatisieren: 1.232 Wohnungen und 
69.000 Quadratmeter Wohnfläche

Mit der Privatisierung von Wohnungen aus dem genossenschaftlichen Be-
stand waren neue Aufgaben verbunden, für die ein dritter Vorstand einge-
setzt wurde: Dr. Rudolph Becker, bisheriger Aufsichtsratsvorsitzender, über-
nahm die „Allgemeine Verwaltung und Öffentlichkeitsarbeit“. Ihm war das 
neu gegründete Referat „Privatisierung und Wohneigentum“ unterstellt. 
Lothar Kretzschmar, der bisherige Stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende, 
rückte als neuer Vorsitzender nach.
Für das neue Privatisierungs-Referat bewarb sich der gebürtige Hallenser 
Frank Sydow, Kaufmann der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft mit 
Immobilien- und Maklererfahrung. Er nahm am 1. Dezember 1993 bei der 
„Frohen Zukunft“ seine Arbeit auf und bekam für eine erste, vordringliche 
Aufgabe keine vier Wochen Zeit: „Bis zum 31. Dezember 1993 musste für 
den Antrag auf Teilentlastung der Altschulden ein Konzept zur Privatisierung 
bei der KfW – Kreditanstalt für Wiederaufbau – vorliegen. Das war meine 
Feuerprüfung“, erinnert er sich. „Und in gemeinsamer Arbeit gelang es. Das 
Konzept ging am 28. Dezember 1993 auf den Weg.“30 

Gleichzeitig fanden gezielte Veranstaltungen beim Verband 
statt, „die Vorstände und Mitarbeiter der Genossenschaften 
darin schulten, wie Privatisierung vor sich geht und was sich 
hinter dem Vokabular von Eigentümergemeinschaft bis Tei-
lungserklärung verbarg“, weiß noch Frank Sydow. „Parallel 
sollten die Genossenschaften überlegen, ob sie die Woh-
nungseigentumsverwaltung als Geschäftsfeld der Zukunft 
für sich entwickeln sollten. Viele, auch wir, haben das als 
Chance begriffen.“31 

Ganz wie es das Konzept und der Vorstandsbeschluss vom 11. 
April 1994 vorsah, wurde mit der Wohnungsprivatisierung in 

Trotha in der Seebener/Mötzlicher Straße begonnen. „Das Gebäude Seebener 
Straße 137/138 war als Muster zur Umwandlung von Genossenschafts- in Ei-
gentumswohnungen vorgesehen. Dazu wurde es komplett saniert“, erzählt 
Frank Sydow. „Das war gut gedacht, brachte aber auch viele Probleme mit 
sich. Die zukünftigen Wohnungseigentümer mussten da einiges an Baube-
lästigungen und Einschränkungen auf sich nehmen. Und wir? Wir haben ge-
lernt, dass zukünftig Wohnungssanierungen so nicht durchgeführt werden 
können.“ In Eigentümerversammlungen wurde den Genossenschaftsmitglie-
dern der Hintergrund für die notwendige Privatisierung erklärt. „Das war 
nicht immer einfach“, erinnert sich Frank Sydow, „schließlich hatten viele de-
rer, die dort saßen, die Häuser mit erbaut. Aber die Nachricht, dass wir die 
Verwaltung der Häuser übernehmen und sie damit in unserer Obhut bleiben 
würden, hat vielen bei der Entscheidung geholfen.“32 

Bis 1996 konnten trotz größter Anstrengungen nur knapp 13 Prozent der 
Gesamtverpflichtung33 abgerechnet werden. Die Gründe dafür sah man zum 
einen in der schleppenden Zuordnung von Grund und Boden seitens der 

30	 Zeitzeugenbericht Sydow, Archiv FZWG
31	 ebenda	
32	 ebenda
33	 FZ-Kurier, Ausgabe 03/2004: 50 Jahre WG „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG	

Frank Sydow
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Kommune und damit fehlende Voraussetzungen für die Bildung von Wohn-
eigentum, im weiteren in der eingeschränkten Verfügbarkeit über finanzielle 
Mittel seitens der Genossenschaft zur Sanierung von Privatisierungsobjekten 
und zum anderen in subjektiven Vorbehalten potenzieller Interessenten und 
ihren fehlenden finanziellen Eigenmitteln.

Um den Prozess der Wohneigentumsbildung 
zu beschleunigen, wurde durch die Vertreter- 
versammlung im Oktober 1996 beschlossen, 
die Privatisierungsobjekte zu „nutzerfreund- 
lichen“ Preisen zu veräußern. Denn nach wie 
vor hielt man an dem Vorhaben fest, die  
Wohnungen an Genossenschafter, also mie-
ternah und in Einzelprivatisierung, und 
„nicht an windige Zwischenerwerber“34 zu  
verkaufen. Mit dieser Strategie gewann man 
zunehmend an Vertrauen und erzielte Erfol-
ge. Am 19. November 1998 wurde die 500.  
Eigentumswohnung verkauft.35 
Bis 1999 konnten 30 Eigentümergemeinschaften gebildet, dabei rund 800 
Wohnungen privatisiert werden. 1999 war dann das Jahr, in dem das Priva-
tisierungsvorhaben nach Altschuldenhilfegesetz durch Bestätigung des soge-
nannten „Nichtvertretenmüssens“ durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
offiziell beendet werden konnte.

34	 Zeitzeugenbericht Sydow, Archiv FZWG
35	 FZ-Kurier, Ausgabe 01/1999, S. 5, Archiv FZWG

Der Antrag auf „Nichtvertretenmüssen“
Für Unternehmen in strukturschwachen Regionen konnte 
bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau ein Antrag auf 
Nichtvertretenmüssen einer Nichterfüllung der Privati-
sierungspflicht im Zusammenhang mit der Teilentlastung 
gemäß Altschuldenhilfegesetz gestellt werden. Die 
Kriterien für eine Bestätigung des Nichtvertretenmüssens: 
Bevölkerungsrückgang seit 1990 von mindestens 10 %, 
Arbeitslosenquote von mindestens 20 % und Wohnungs-
leerstand von mindestens 10 %. Die Summe der Prozent-
sätze musste mindestens 40 % betragen.36 Diese Kriterien 
waren für die Stadt Halle (Saale) 1999 gegeben.

36 www.dipbt.bundestag.de/doc/btd/14/027/1402743.pdf
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„Der schönste Tag nach der Wende“

„Mit Zunahme des unübersehbaren strukturellen Leerstandes, und weil die 
Privatisierung auch immer schwerfälliger vonstatten ging, konnten wir den 
Antrag des ‚Nichtvertretenmüssens’ stellen“, sagt Siegfried Stavenhagen. Für 
ihn war der Tag, an dem der positive Bescheid einging, „der schönste Tag nach  
der Wende.“37 Frank Sydow: „Es war eine Sternstunde, weil wir für eine weite-
re Privatisierung unsere Diamanten, weitere Bestände aus den 1960er Jahren, 
hätten verkaufen müssen. Unser Bestreben, eine gute Durchmischung der 
Bautypen zu erhalten, um die Genossenschaft dauerhaft lebensfähig zu ge-
stalten, wäre damit deutlich gefährdet gewesen.“38 

37	 Zeitzeugenbericht Stavenhagen, Archiv FZWG
38	 Zeitzeugenbericht Sydow, Archiv FZWG

FZ-Kurier Ausgabe Nr. 02/1996
„Hohes Wohnniveau kennzeichnet das erste abgeschlossene Privatisierungs-
vorhaben unserer Genossenschaft in der Seebener/Mötzlicher Straße. 
Hier im Norden von Halle entstanden drei Eigentümergemeinschaften mit 
insgesamt 126 Wohnungen, von denen über zwei Drittel an die bisherigen 
Nutzer veräußert worden sind.“

Das Bild zeigt die Seebener Straße 106
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Dreiklang der Notwendigkeit: 
Instandhalten/Instandsetzen,  
Modernisieren, Sanieren

Neben den Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Altschuldenhilfe- 
gesetz waren die Jahre nach der Wende von folgenden Worten geprägt: 
Instandhaltung/-setzung, Modernisierung und Sanierung des Wohnungsbe-
standes. „Um die Wohnungen in einem, den Wünschen der Kunden entspre-
chenden Zustand anbieten zu können, wurden verstärkt finanzielle Mittel zur 
Beseitigung des ehemals bestandenen Reparatur- und Modernisierungsstaus 
eingesetzt.“39 
Dass man sich bei der Festlegung der Reihenfolge nach dem Prinzip der Dring-
lichkeit orientierte, lag auf der Hand. „Überall gab es unübersehbare Män-
gel“, erinnert sich Martina Schmidt, die als Wohnungswirtschafterin arbeitete.  
„Und es war schwer zu entscheiden, wo fangen wir an? Und neu gebaute 
Häuser waren nicht selten mängel-
behafteter als die alten, weil die 
Plattenqualität so schlecht war. 
Die Entscheidungen sind damals in 
unserer Bauabteilung gefallen. 
Dort wurden Dringlichkeitspläne 
erstellt und nach denen wurde 
konsequent abgearbeitet. Aber 
das den Menschen zu erklären, 
warum erst dort und nicht hier ... 
Es war eine angespannte Zeit.“40 

Dächer, Fenster, Fugen, Heizungs- 
und Sanitäranlagen wurden suk-
zessive an den Häusern instand-
gesetzt, modernisiert oder saniert 
– „jedoch nicht wie bei den ersten 
Privatisierungsobjekten in der See-
bener-/Mötzlicher Straße komplex, 
das heißt: alles auf einmal. Die 
Lektion“, resümiert Dieter Birke, 
der Technische Vorstand, „hatten 
wir gelernt.“41 Im ersten „FZ-Kurier“, der mit dem Jahr 1996 als aktuelleres, 
vielseitigeres Informationsmedium nunmehr regelmäßig erschien, wurden die 
Mitglieder über die weitere planmäßige Instandhaltung und schrittweise Mo-
dernisierung auf dem Laufenden gehalten. Lange Listen informierten über die 
vorgesehenen Maßnahmen in den Wohngebieten, Straßen und Häusern. Dabei 
war man bestrebt, die „Schwerpunktmaßnahmen der Instandsetzung ... mög-
lichst gleichmäßig auf viele Wohngebäude zu verteilen.“42 Langsam, aber be-
ständig war dieses Engagement an den Hausfassaden der Gebäude der Ge-
nossenschaft ablesbar. 

39	 made in – Wohnungsgenossenschaft in Sachsen-Anhalt. Gehrig-Verlag, Merseburg,
	 1996, S. 91 ff.
40	 Zeitzeugenbericht Schmidt, Archiv FZWG
41	 Zeitzeugenbericht Birke, Archiv FZWG
42	 siehe Fußnote 39
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Die Weißenfelser Straße 40 - 50 heute
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Die neue Komponente: Service

Zum 1. Januar 1995 trat eine Neufassung der Satzung in Kraft. Mit ihr wurde 
der Grundstein für ein neues Serviceangebot gelegt. Es war die Wandlung 
der Genossenschaft von einem klassischen Wohnungsverwaltungs- und Ver-
mietungsunternehmen zu einem Dienstleistungsbetrieb. Symbolisch dafür 
stand der zum 40. Jubiläum der Wohnungsgenossenschaft „Frohe Zukunft“ 
e.G. erstmals präsentierte „Mieterkiosk“. Damals in Deutschland einzigartig, 
gab er Nutzern und Interessenten schnell und verbindlich Auskunft zu freien 
Wohnobjekten, zur Nutzungsgebühr, der Wohnfläche, zeigte Grundrisse, 
Stadtplan-, Gebäude-, Lageansichten und bot den Nutzern mit einer speziellen 
Mieterkarte die Möglichkeit, ihr Mietenkonto und die Betriebskostenabrech-
nung einzusehen. Als 1996 mit dem Bau der Eingangshalle an der Geschäfts-
stelle in der Leibnizstraße 1a eine moderne Kommunikations- und Wartezone 
entstand, ging der „Mieterkiosk“ mittels Verbindung zum EDV-System online. 

1997 trat die Genossenschaft dem Bundesfachverband für Wohnungsverwal-
ter e.V. (BFW) bei. Fachgerechte Schulungen und Erfahrungsaustausche mit 
anderen Verwaltern qualifizierten die Mitarbeiter für eine sach- und fachge-
rechte Verwaltung von Wohnungseigentum – dem neuen Geschäftsfeld der 
Genossenschaft ab 1996.

In Zeiten von Mobiltelefon und Internet heute 
kaum vorstellbare Meilensteine in der weiteren 
Entwicklung der Genossenschaft waren 1994 die 
Inbetriebnahme einer modernen Telefonanlage 
HICOM 300 der Firma Siemens. Nunmehr gab es 
zu jedem Mitarbeiter eine direkte Durchwahl. 
Zudem wurde 1995 ein elektronischer Anrufbe-
antworter geschaltet. 

Und nicht zuletzt: 1995 wurde aus Gründen einer 
höheren Wirtschaftlichkeit der genossenschaft-
liche Regiebetrieb eingestellt, Fremdfirmen von 
nun an für Instandhaltungen gebunden. Fazit: 
Die Genossenschaft schrieb erstmals nach der 
Wende schwarze Zahlen.

Ironiker: „Zweiter Palast der Republik“
Der FZ-Kurier 2/96 schreibt: „Die neue Ein-
gangshalle zum Sitz unserer Genossenschaft 
in der Leibnizstraße, die in diesem Jahr ihrer 
Bestimmung übergeben wurde, hat sich 
schon bewährt. Zahlreiche Mitglieder, die 
sonst an den Sprechtagen auf den Fluren 
stehen mussten, äußerten sich erfreut über 
die angenehme Gelegenheit, die Wartezeit 
bequem sitzend zu überbrücken und dabei 
sowohl den Mieterkiosk als auch Fernseher 
und Getränkeautomat zu nutzen. Immerhin 
werden in der Leibnizstraße jeden Dienstag 
bis zu 200 Besucher gezählt. Ironiker, die 
den gläsernen Neubau als „zweiten Palast 
der Republik“ zu stilisieren versuchen, 
übersehen dabei leicht, dass er über die An-
nehmlichkeiten hinaus auch den gesetzlich 
vorgeschriebenen Beitrag zur Erfüllung der 
Sicherheits- und Brandschutzbestimmungen 
darstellt.“43 

43 	 FZ-Kurier, Ausgabe 2/1996, S. 6, 
	 Archiv FZWG
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Ein neues Phänomen:  
Leerstand

1997 war das Jahr, in dem der mobile Hausmeisterservice eingeführt und der 
Vermietungsservice vom Bereich Hausbewirtschaftung gelöst wurde. Eine zen-
trale Wohnungsvermittlung wurde eingerichtet. „Diese Schritte waren not-
wendig, um dem beginnenden strukturellen Leerstand entgegenzuwirken.“44 
Leerstand, dieses neue Phänomen, tat sich ab Mitte der 1990er Jahre auf. 
1995 standen 950.000 Mark Mietschulden in den Büchern, auf der Silberhöhe 
und in Heide-Nord mehrten sich die Anzeichen schwer vermietbaren Wohn-
raums. Der Leerstand von Wohnungen erhöhte sich von 2.110 Tagen im Jahr 
1993 auf 13.612 Tage im Jahr 1995.45 Es waren Alarmsignale, die die Genos-
senschaft aufmerksam wahrnahm und die überall in der Stadt an der Saale 
unübersehbar wurden. 

Hatte die Stadt Halle 1990 noch 309.406 Einwohner gezählt, waren es im Jahr 
2000 nur noch 247.736 Menschen.46 Der wirtschaftliche Strukturwandel mit 

seinen Folgen: Schließung der großen einst volks-
eigenen Betriebe, nachfolgend hohe Arbeits- 
losigkeit und Abwanderung in aussichtsreichere 
Regionen forderte seinen Tribut. Es war der Para-
digmenwechsel vom früheren Wohnungsmangel 
zu einem deutlichen Wohnungsüberschuss. Dazu 
kam die „Mieterflucht aus den in den 1970er und 
1980er Jahren entstandenen Plattenbausiedlun-
gen ... Dieser Entwicklung muss offensiv begegnet 
werden.“47 

„Unter dem Motto „Service Wohnen“  
erweiterte man schrittweise das An- 
gebot um wohnbegleitende Dienst-
leistungen. Die erste Musterwohnung 
zur Besichtigung für Interessenten 
wurde im Saalering in Heide-Nord er-
öffnet. ... Zur Reduzierung von Lang- 
zeitleerständen bei gleichzeitiger Er- 
weiterung des wohnbegleitenden  
Service wurden 1999 fünf Gästewoh- 
nungen in verschiedenen Stadtteilen 
unserer Stadt eingerichtet.“48 Ein Info-
mobil der Genossenschaft gab seinen 
Einstand auf dem Laternenfest des 
Sommers 1997 und war in der Folge 
auf Messen präsent.

44	 FZ-Kurier, Ausgabe 03/2004: 50 Jahre WG „Frohe Zukunft“, Archiv FZWG
45	 FZ-Kurier, Ausgabe 02/1996, S. 4, Archiv FZWG
46	 Heller, Cornelia: Halle (Saale) Balanceakt Doppelstadt, Stadtbroschüre, Internationale 	
	 Bauausstellung Stadtumbau Sachsen-Anhalt, 2010, S. 16
47	 made in – Wohnungsgenossenschaft in Sachsen-Anhalt. Gehrig-Verlag, Merseburg,
	 1996, S. 91 ff. 
48	 siehe Fußnote 44

„5300199“ Am 1. April 1998 wurde eine 
telefonische Servicenummer 5300199 zur 
Wochenend- und Feiertagsbetreuung durch 
den mobilen Hausmeisterservice bei Notfäl-
len eingeführt.

„www“ FZ-Kurier meldete im Herbst 1998: 
Genossenschaft hielt Einzug ins Internet: 
www.frohe-zukunft.de.
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Gegen Wegzug:  
Ein schöneres Wohnumfeld

Und schließlich begann die konzentrierte Gestaltung des Wohnumfeldes, 
als erste 1997 in den Straßen der Silberhöhe: Willi-Bredel-Straße, Riedweg 
und Weißenfelser Straße.49 „Der Zustand des Wohnumfeldes erweist sich  
immer mehr als wichtiger Faktor zur Eindämmung der Mieterfluktuation“, 
meldet der „FZ-Kurier“ im Frühjahr 1999. So entstand im 7. Wohnkomplex  
in der Silberhöhe eine gestaltete Parklandschaft mit Spielflächen für Kinder  
und Jugendliche samt Basketballplatz, zudem beleuchtete Gehwege als  
Flaniermeile. Dazwischen: Staudenbeete, Blühsträucher, Rasenflächen und  
Bäume. Als Jugendliche den Ort zunehmend für sich entdeckten, Lärm und 
Schmutz die Anwohner auf den Plan riefen, wurde der Konflikt zur Chance – 
mit gutem Ausgang durch gemeinsame Gespräche aller. 

49	 FZ-Kurier, Ausgabe 01/1997, S. 1, Archiv FZWG
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45 Jahre „Frohe Zukunft“
Am 18. September 1999 feierte bei strahlendem Sonnenschein 
die Genossenschaft ihr 45. Bestehen mit einem bunten Volksfest 
aller Generationen rund um die Geschäftsstelle in der Leibniz-
straße – eine gute Gelegenheit, um zurückzuschauen und lang-
jährige Genossenschafter zu ehren: Ernst Marin, Rolf Kirchner, 
Waldemar Müller, Wolfgang Oehler, Willi Herrmann, Gerhard 
Kitzmann, Hanna Lorenz, Heinz Ebert, Bernhard Stavenhagen, 
Rudolf Paetzold und Manfred Broda. Es war der Herbst vor der 
Jahrtausendwende. Die Genossenschaft „Frohe Zukunft“ hatte 
die ersten zehn Jahre in der neuen Zeit nach der politischen Wen-
de in der DDR gut gemeistert, doch neue, ungleich schwierigere 
Aufgaben standen vor ihr. Die Vertreterversammlung konstatierte:  
Der Wohnungsmarkt fordert Aktivitäten“, der Leerstand war hoch, 
mit dem Mietausfall von 2.504.583 Mark registriert man einen 
Rekordverlust.50 Das Wort „Abriss“ machte die Runde. Es würde 
maßgeblich die Arbeit in der nächsten Dekade bestimmen.
 

50	 FZ-Kurier Ausgabe 02/1999, S. 3, Archiv FZWG
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